
kl. Das Initiativkomitee zeigt auf,
wie die Infrastruktur der kleinen
Schweiz durch die massive
Zuwanderung überlastet wird.
Die Schweiz ist seit dem Jahr
2000 bevölkerungsmäßig 16-mal
schneller gewachsen als Deutsch-
land. Die kleine Schweiz beher-
bergt auf der Hälfte der Fläche
von Österreich etwa gleich viele
Einwohner wie dieses. Lebens-
qualität und Wohlstand sinken
durch das massive Bevölkerungs-

wachstum. Die Umwelt leidet,
Verkehrsmittel und Straßen sind
überlastet, Wohnungsnot herrscht,
die Kriminalität steigt und die
Bildungsstätten und Sozialwerke
kommen an ihre Grenzen.
Um die Schweiz vor einer wei-
teren Überlastung ihrer Ressour-
cen zu schützen, empfiehlt das
Initiativkomitee ein klares JA
zur Nachhaltigkeits-Initiative!
[2]
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INTRO
Am 14. Juni 2026 kann
das Schweizer Stimmvolk
über die Nachhaltigkeits-
Initiative „Keine 10-Mio.-
Schweiz“ abstimmen. Die
Migration ist ein immer
wiederkehrendes Thema
bei Volksabstimmungen.
So hatte 2014 eine Mehr-
heit des Schweizer Stimm-
volkes die Volksinitiative
„Gegen Masseneinwande-
rung“ angenommen. Die
Initiative forderte die
Steuerung der Zuwande-
rung durch jährliche
Höchstzahlen und Kontin-
gente. Doch laut den Initi-
anten hat das Parlament
den Volkswillen bis heute
nicht umgesetzt. Initiati-
ven, die eine Begrenzung
der Zuwanderung zum
Ziel haben, werden häufig
in die rechte Ecke gescho-
ben und von vornherein
verunglimpft. Sachpolitik
rückt in den Hintergrund.
Das Parteiensystem wird
genutzt, um sich gegensei-
tig zu bekämpfen und von
den eigentlichen Hinter-
gründen abzulenken.
Erfahren Sie in dieser Aus-
gabe mehr über die wah-
ren Hintergründe und Zu-
sammenhänge.
Es ist wichtig, sich nicht
in einen Kleinkrieg zwi-
schen rechts und links ver-
wickeln zu lassen, son-
dern die wahren Strippen-
zieher aufzudecken.

Quellen: [1] https://nachhaltigkeitsinitiative.ch/aktuelles/ [2] https://nachhaltigkeitsinitiative.ch/argumente/
[3+4] https://www.infosperber.ch/gesellschaft/migration/warum-personenfreizuegigkeit-uns-allen-schadet/
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Nachhaltigkeits-Initiative sorgt für maßvolle Zuwanderung

Zuwanderung überlastet Schweizer Infrastruktur

kla. Die Nachhaltigkeits-Initia-
tive „Keine 10-Mio.-Schweiz“
verlangt, dass das Bevölkerungs-
wachstum in der Schweiz bis
2050 mit klaren Maßnahmen zur
Begrenzung der Einwanderung
auf 10 Millionen beschränkt wer-
den soll. SVP-Nationalrat und
Unternehmer Thomas Aeschi er-
klärt, dass weiterhin genug Fach-
kräfte einwandern könnten: „Die

Nachhaltigkeits-Initiative sorgt
für eine maßvolle Zuwanderung.
Die ständige Wohnbevölkerung
darf vor 2050 die 10-Millionen-
Grenze nicht überschreiten. Das
heisst: Es könnten immer noch
rund 40.000 Personen und Fach-
kräfte pro Jahr einwandern.“
Dies wäre dann etwa so wie vor
Inkrafttreten der Personenfreizü-
gigkeit* mit der EU, als die Zu-

wanderung in die Schweiz noch
mit jährlichen Kontingenten ge-
steuert wurde. Die Unternehmen
bekamen damals ebenfalls ihre
Fachkräfte – aber ohne Massen-
zuwanderung. Mit etwas mehr
Aufwand, aber im Gesamtinte-
resse der Schweiz. [1]

~ Ausgabe 20/2026 ~
CH-Abstimmung 14.6.2026

Die Redaktion (brm./dd.)

*Abkommen (seit dem 1.6.2002 in
 Kraft), das Arbeitskräften aus der EU
 erleichtert, in der Schweiz zu arbeiten

Warum Personenfreizügigkeit uns allen schadet
wei./rs. Werner Vontobel be-
schreibt in einem Kommentar auf
„Infosperber“ die Nachteile der
Personenfreizügigkeit, wie sie in
der EU und Vertragsländern
(z.B. Schweiz) gehandhabt wird.
Kurz zusammengefasst schreibt
Vontobel: Ökonomen behaupten,
dass flexible Arbeitsmärkte im
Verbund mit grenzüberschreiten-
dem freiem Personenverkehr ein
größeres Bruttoinlandsprodukt
(BIP*) erzeugen würden. Das
mag für die Unternehmer wohl
richtig sein, für die Arbeiter aller-
dings nicht. Die grundlegendsten
Bedürfnisse der Menschen sind
in erster Linie der Familien- und
Freundeskreis sowie auch der Ar-
beitsplatz. Durch wechselnde Ar-

beitsorte und -wege geraten die
sozialen Beziehungen immer
weiter ins Hintertreffen, die Men-
schen vereinsamen, die Schei-
dungsraten steigen und die Kin-
derbetreuung leidet darunter.
Ein allenfalls durch den freien
Personenverkehr generiertes hö-
heres BIP wird durch zusätzliche
Reisekosten und -zeiten wieder
amortisiert, von den Umwelt-
schäden durch den gesteigerten
Verkehr ganz abgesehen. Zusam-
menfassend lässt sich feststellen,
dass vor allem die Oberschicht
von der freien Personenfreizügig-
keit profitiert. [3]
*Maß für die wirtschaftliche Leistung
 einer Volkswirtschaft in einem be-
 stimmten Zeitraum.

Fatale Folgen der
Personenfreizügigkeit
rs. Am Beispiel von Portugal
schildert Werner Vontobel die
fatalen Folgen der Personenfrei-
zügigkeit. „2009 wurde dort der
Status des ,nicht gewöhnlichen
Wohnsitzesʼ geschaffen, um gut
ausgebildete Arbeitnehmerinnen
und Rentner aus dem Ausland
anzulocken. 2012 wurden die
,Goldenen Visaʼ eingeführt, die
Ausländern mit dickem Scheck-
buch einen privilegierten Zu-
gang zur Staatsbürgerschaft bie-
ten. Daraufhin stiegen die
Immobilienpreise und Mieten
mit der Folge, dass sich junge
Portugiesen keine Wohnung
mehr leisten konnten.
Heute lebt ein Drittel aller Portu-
giesen zwischen 15 und 39 im
Ausland. Auf jeden erwerbsfä-
higen Portugiesen kommen heu-
te zwei Rentner. Für die ein-
fachen Arbeiten werden  deshalb
billige Arbeitskräfte aus Brasi-
lien, Angola, Indien, Bangla-
desch oder Marokko angewor-
ben. Ähnliches spielt sich global
ab.
Immer mehr Länder verlieren
die Fähigkeit, für den eigenen
Bedarf und damit für Beschäfti-
gung zu sorgen.“ [4]



Agenda 2030 propagiert einheitliche
Weltgesellschaft durch Migration

kl./ms. UN-Generalsekretär Antó-
nio Guterres ist ein glühender
Verfechter von unbegrenzter Zu-
wanderung und der Völkervermi-
schung. 2018 sagte er: „Wir müs-
sen die Europäer davon überzeu-
gen, dass die Migration unaus-
weichlich ist und dass es multi-
ethnische Gesellschaften sind
[…], die den Wohlstand erzeu-
gen.“ Diese Prophezeiung hat
sich aber leider vielerorts ins Ge-
genteil verkehrt. Es ist augen-
scheinlich, dass das fast bedin-
gungslose Öffnen der Grenzen in
Europa destabilisierende Auswir-
kungen hat. Wurde der gute Wil-

le der Menschen, andern Men-
schen in der Not zu helfen und
Fremde ins eigene Land aufzu-
nehmen, also bewusst ausge-
nutzt? Und steht möglicherweise
eine gezielte Agenda dahinter?
Diese Vermutung stützt Ettore
Gotti Tedeschi, der frühere Chef
der Vatikanbank IOR, wenn er
bei einer Konferenz im Vatikan
erklärt, dass hinter dem demogra-
phischen Kollaps des Westens
der Plan einer globalistischen Eli-
te stehe. Diese wolle bewusst
Krisen verursachen, um dann ei-
ne Neue Weltordnung einführen
zu können. [7]

kl./ms. Die Agenda 2030, die
2015 auf dem Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen in New York
ausgerufen wurde, deutet auch
auf den Plan einer globalisti-
schen Elite hin. Darin steht unter
Punkt 16 „Friedliche und inklusi-
ve Gesellschaften für eine nach-
haltige Entwicklung fördern“:
„Die Gewaltmonopole werden
ausgeweitet, um den Völkern die-
ser Erde destruktive und künstli-
che Gesellschaftskonzepte mit
Gewalt und Erpressung aufzu-
zwingen. Dies wird zu Flucht
und Bürgerkriegen führen. Tradi-
tionen und jegliche Individualität

der Völker werden unterbunden,
damit eine einheitliche Weltge-
sellschaft entstehen kann. […]
Auch wird eine Weltreligion for-
ciert, bei der die Menschen sich
satanischen Praktiken unterwer-
fen sollen. Verpflichtende Ver-
mischungen der Rassen werden
durchgesetzt, um den Ethnien
jede Individualität langfristig
wegzuzüchten. Mischehen wer-
den durch Punkte und höheren
gesellschaftlichen Status belohnt.
Der einzelne Mensch soll nicht
mehr auf sein kulturelles Funda-
ment zurückgreifen können.“
[8]
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wei. Zum Thema Einwanderung
veröffentlichte die Online-Zei-
tung „Infosperber“ ein Gespräch
zwischen dem Wirtschaftsjourna-
listen Werner Vontobel und dem
SP-Vordenker und Politologen
Wolf Linder. Linder sagte, dass
eine vernünftige Politik Verant-
wortungsethik brauche. Eine sol-
che Politik würde auf die Folgen
ihres Handelns schauen – auch
für mitbetroffene Dritte. So wür-
den wir uns zwar über die freund-
liche rumänische Pflegerin freu-
en, aber dabei vergessen, dass ihr
Land wegen der Auswanderung

ein Drittel seines ausgebildeten
Medizinpersonals verloren hat.
Linder wörtlich: „Bei der Ein-
wanderungspolitik müssen wir
die Folgen auf drei Ebenen be-
denken:
Was geschieht mit den Auswan-
derungsländern, wie gut geht es
den Eingewanderten, was sind
die Vor- und was die Nachteile
für uns? Wer profitiert von der
Einwanderung, wer zahlt die Ze-
che? Was macht die andauernde
Einwanderung sozial und ökolo-
gisch mit unserem Land?“ [5]
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Schlusspunkt ●
jbr./kl. Das Ziel der globalen
Machtelite scheint also zu
sein, die Völker und Natio-
nen zu vermischen, zu schwä-
chen und so Chaos und Krie-
ge bewusst zu verursachen.
Im Chaos fordern die Men-
schen besser geschützte Au-
ßengrenzen, härteres Durch-
greifen der Polizei und stär-
kere Überwachung. Somit ist
die Destabilisierung der Nati-
onen die beste Vorausset-
zung für die Einführung der
neuen Weltordnung. So gilt
es auch in der Migrationskri-
se, den Fokus auf die wah-
ren Strippenzieher zu richten,
statt sich spalten zu lassen
und den Hass auf die Mig-
ranten zu richten, die eben-
falls Opfer der herrschenden
Elite sind.
Wenn Sie möchten, dass die
Migration reguliert und die
Ressourcen in der Schweiz
nachhaltig genutzt statt aus-
gebeutet werden, stimmen
Sie am 14. Juni 2026 JA
zur Nachhaltigkeits-Initiative
„Keine 10-Mio.-Schweiz“.

Vernünftige Politik braucht Verantwortungsethik JA sorgt für heilsamen politischen Druck
kla. Auch der Alt-Nationalrat
der Sozialdemokratischen Partei
(SP), Rudolf Strahm, übt Kritik
an der schweizerischen Zuwan-
derungspolitik: Die hohe Zuwan-
derung schaffe soziale Probleme
und überfordere die Gesellschaft.
In Bezug auf den von den Geg-
nern einer begrenzten Zuwande-
rung viel zitierten Fachkräfte-
mangel meint Strahm, dass die
Personenfreizügigkeit auch eine
Ursache des Fachkräftemangels
sei, zum Beispiel im Bereich der
Medizin. In der Schweiz hätte es
so viele ausländische Ärzte, weil
jährlich Tausenden von Schwei-

zer Maturanden, die Medizin stu-
dieren möchten, durch den Nu-
merus clausus (Zulassungsbe-
schränkung) der Zugang zum
Studium verwehrt wird. Weiter
kritisiert Strahm, dass nach sie-
ben Jahren die Hälfte der Flücht-
linge noch ohne Arbeitstätigkeit
seien und achtzig Prozent Sozial-
hilfe beziehen. „Wir sind großzü-
gig, fördern viel und fordern
wenig.“ Für Änderungen in der
Einwanderungspolitik fehle der
politische Druck. Ein JA zur
Nachhaltigkeits-Initiative würde
für diesen heilsamen politischen
Druck sorgen. [6]

Neue Weltordnung auch durch Migrationskrise
Hilfe vor Ort
100-fach wirksamer
kla./mb. Der deutsche Krisenfor-
scher und Experte für Geopolitik,
Dr. Rainer Rothfuß, zeigt in sei-
nem Vortrag vom 9.11.2018,
dass sich die Probleme, die zu
verstärkter Flucht und Vertrei-
bung führen, 100-fach wirk-
samer an der Wurzel vor Ort lö-
sen lassen. Es müsse beleuchtet
werden, wer die Kriege und Kri-
sen in den betroffenen Regionen
auslöst, unterstützt und finanziert.
An einer so offensichtlich unrea-
listischen und zerstörerischen
Einwanderungspolitik festzuhal-
ten, verhindere die Entwicklung
von nachhaltigen Lösungen. Oft
ist es nachhaltiger, die Gelder in
Hilfe vor Ort zu investieren –
darauf wies der Schweizer Poli-
tiker Luzi Stamm bereits an
der 12. AZK in seinem Vortrag
„Grenzen einfach öffnen ist un-
verantwortlich!“ vom 28.11. 2015
hin. (www.kla.tv/7389)
Wo sind die mutigen Regie-
rungen, die sich entgegen den
Weltherrschaftsplänen der Globa-
listen dem Ansatz von „Hilfe vor
Ort“ annehmen? [9]

Quellen: [5] https://www.infosperber.ch/politik/kritik-an-der-einwanderung-ist-in-der-
sp-leider-tabu/ [6] https://schweizerzeit.ch/linke-unterstuetzung-fuer-die-svp-initiative/

[7] www.kla.tv/15025 | www.kath.net/news/64427 [8] www.kla.tv/28306
[9] https://eingeschenkt.tv/migrationspakt-rainer-rothfuss-ueber-die-hintergruende-und

-loesungsansaetze/


